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rern – aktuelle steuerfreie Leistungsprämien – Aktuelle Corona-Informationen – 
Personalratsadressen 
 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
 
es war rückblickend ein besonderer Start in das Schuljahr 2020/21. Aber schon hier un-
ser Dank an alle Beschäftigten für ihre Arbeit vor Ort. Nicht umsonst sind wir alle als sys-
temrelevant eingestuft worden. Und eine Prämie hätten auch alle verdient!  
 
Der Lehrermangel zeigt sich in allen Bereichen des Schullebens und verlangt den Kolle-
ginnen und Kollegen Vieles ab. Sei es die Pausensituation, der gefühlte Dauereinsatz in 
den Klassen, die Vertretungssituation sowie die eigentliche Arbeit mit den Schülerinnen 
und Schülern. 
 
Hinzu kommt eine Pandemiesituation, in der sich viele Schulleitungen, Lehrerinnen und 
Lehrer nicht genügend unterstützt und manchmal auch alleingelassen fühlen. Sicherheit 
und Gesundheit gehen vor! 
 
Wir müssen versuchen gegenseitig auf uns zu schauen, uns den nötigen Halt zu geben 
und mit der notwendigen Sorgfalt und Umsicht zu handeln. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Kraft für die kommenden Wochen. Wie es weitergehen wird, ist 
offen und hängt von dem Pandemiegeschehen ab. 
 
Bleiben Sie gesund!  
  

Im Namen aller Mitglieder des Örtlichen Personalrates Freising  
herzliche Grüße 
Ihre 

 
 
 

______________________________________ 
Kerstin Rehm, ÖPR Freising  

 

 

November 2020 
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Hinweise: 
 
Die aktuelle Liste der Personalratsmitglieder finden Sie am Schluss dieser Ausgabe. 
 
Sollten Sie die Hilfe des Personalrats benötigen, können Sie sich jederzeit vertraulich an 
uns wenden. Die aktuelle Liste der Personalratsmitglieder mit neuen Kontaktdaten finden 
Sie in der Anlage. 
 

Absage Personalversammlung 

 
Die für den Dienstag, den 08.12. und Mittwoch, den 09.12.2020 geplante gesplittete Per-
sonalversammlung findet nicht statt.  
Stattdessen werde ich Ihnen im Dezember einen Rechenschaftsbericht zusenden. 
Sie können uns alle unter den bekannten Adressen jederzeit erreichen. In dringenden 
Fällen kommen Sie direkt in mein Büro in Eching oder Freising unter vorheriger Abspra-
che. Schreiben Sie uns Ihre Fragen – wir versuchen Antworten zu finden. 
 

Beteiligung der Personalvertretung 

bei Leistungsbezügen und Leistungsentgelt 

(Leistungsstufen und Leistungsprämien)  

 
 
Durch das Gesetz zum Neuen Dienstrecht Bayern vom 5.8.2010 (GVBI S. 410) wurden 
die bisherigen Bestimmungen in Art. 69 Abs 2 BayPVG aufgehoben und ein neuer Art. 
77a in das BAyPVG eingefügt. Durch das Gesetz zur Anpassung von Gesetzen an das 
Gesetz zum Neuen Dienstrecht Bayern vom 20.12.2011 (GCBI S. 689) erhielt Satz 2 ab 
01.01.2012 eine neue Fassung. 
 
Die derzeit geltende Fassung des Art. 77 a im Bayerischen Personalvertretungs-
gesetz lautet: 

 
Art. 77a 

Beteiligung bei Leistungsbezügen  
und Leistungsentgelt 

 
¹Die Gewährung von Leistungsbezügen bzw. Leistungsentgelt und die Ablehnung des 
leistungsbezogenen Stufenaufstiegs bzw. die leistungsbezogene Verkürzung oder Ver-
längerung des Stufenaufstiegs sind vor der Durchführung mit dem Personalrat zu erör-
tern. ²Hierfür ist er rechtzeitig und schriftlich unter Beifügung der erforderlichen Unterla-
gen über die betroffenen Beschäftigten sowie die Höhe und Dauer der zu gewährenden 
Beträge zu unterrichten.“ 
 
Nach der Kommentierung von Ballerstedt/Schleicher/Faber in Rn 16 zu Art. 77a BayPVG 
begründet die Vorschrift ein Recht auf substanzielle Erörterung. Bezüglich des Antrags-
rechts ist der Personalrat auf Art. 69 Abs. 1 beschränkt, wonach er Maßnahmen, die der 
Dienststelle und ihren Angehörigen dient, beantragen kann. 
 
Die Information hat also schriftlich unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen zu er-
folgen, dabei ist der Personalrat über die betroffenen Beschäftigten sowie die Höhe und 
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Dauer der zu gewährenden Beiträge zu unterrichten, wie aus dem Gesetzestext klar her-
vorgeht. 
 
Bereits vor Inkrafttreten dieser Vorschrift hatten die Gerichte die Informations-
rechte der Personalvertretung gestärkt: 
 
• … Der Personalrat kann die beabsichtigte Gewährung an einen Beschäftigten 

   befürworten, sich dagegen aussprechen oder einen anderen Beschäftigten an Stelle    
   oder neben dem vom Dienststellenleiter ausgewählten Beschäftigten vorschlagen … 
   (BayCGH 05.06.1995, PersR 1995, 386) 
 
• Der Personalrat ist auf Wunsch darüber zu informieren, welche Beschäftigten von den   

   Schulleitungen für die Gewährung einer Leistungsstufe vorgeschlagen wurden (VG   
   München 09.01.2002, M 20 P 01.4936) 
 
 
Autor: Dietmar Schidleja, BLLV, Abteilung Dienstrecht und Besoldung, Stand 2020 

 

Änderungen des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und  
Unterrichtswesen, der Bayerischen Schulordnung u.a. sowie Umset-

zung des Masernschutzgesetzes 

 
 
Zum BayEUG und GDVG:  
 
• Art. 14 Abs. 5 GDVG wurde im Hinblick auf die Schuleingangsuntersuchung zum Teil   

   neu gefasst.  
 
   Im Einzelnen:  

Das Ergebnis der Sprachstandserhebung soll bei Notwendigkeit des Besuchs eines 
Vorkurses Deutsch 240 von den Gesundheitsämtern unmittelbar im Anschluss der 
Erhebung übermittelt werden, damit diese Fördermaßnahme noch früh genug an-
geboten und ggf. auch durchgesetzt werden kann. In diesem Zusammenhang wur-
de aus Gründen des Datenschutzes Art. 37 BayEUG um einen neuen Abs. 5 er-
gänzt, der folgende Aufgabe der Grundschulen explizit benennt: 
 
„Die zuständige Grundschule führt einen Vorkurs Deutsch gemeinsam mit den Kin-
dertageseinrichtungen in ihrem Sprengel durch.“ 

 
Informationen über gesundheitliche Beeinträchtigungen, Entwicklungs-
verzögerungen oder Behinderungen werden nur weitergegeben, wenn dies im Ein-
zelfall für die Beschulung, insbesondere für die individuelle Förderung, erforderlich 
ist. Zugleich sollen Erkrankungen, die gegebenenfalls ein unmittelbares medizini-
sches Eingreifen oder medizinische Maßnahmen an der Schule erfordern (z.B. le-
bensbedrohliche allergische Reaktionen, Anfälle wg. Epilepsie/Spasmen), der 
Schulleitung direkt mitgeteilt werden, damit an der Schule entsprechende Vorkeh-
rungen getroffen werden können. Die Weiterleitung dieser Informationen an die 
Schule soll ab Beginn des Jahres, in dem das Kind bis zum 30. September sechs 
Jahre alt wird (vgl. Art. 37 Abs. 1 Satz 1 BayEUG) oder auf Antrag der Erziehungs-
berechtigten nach Art. 37 Abs. 1 Satz 2 oder 3 BayEUG vorzeitig eingeschult und 
damit schulpflichtig wird, erfolgen, damit diese Informationen im Rahmen des Auf-
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nahmeverfahrens, insbesondere zur Beratung der Erziehungsberechtigten, berück-
sichtigt werden können. Sollte das Kind nach der Informationsweitergabe an die 
Schule umziehen oder aus anderen Gründen eine andere Schule als die, die die In-
formationen erhalten hat, besuchen, so werden diese Informationen durch die 
Schulleitung an die Schulleitung der aufnehmenden Schule weitergeleitet.  

 
 

Durch die Änderung des Art. 89 Abs. 1 Satz 3 Nr. 11 BayEUG wird auch die finan-
zielle Abwicklung von Unterrichtsveranstaltungen erleichtert, s. Änderung des § 25 
Abs. 1 Satz 1 BaySchO unten. Die Schulen erhalten künftig die Möglichkeit, alle 
Kostenbeiträge, die von den Erziehungsberechtigen bzw. volljährigen Schülerinnen 
und Schülern zu tragen sind, über ein staatliches Konto abzuwickeln. Dazu zählen 
etwa die Kostenbeiträge für sog. übrige Lernmittel nach Art. 21 Abs. 3 Satz 1 Baye-
risches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG). Eine darüberhinausgehende Aus-
weitung der Möglichkeit zur Einrichtung von staatlichen Schulkonten ist mit dieser 
Änderung nicht bezweckt.  

 
Ergänzende Informationen zu den Änderungen des BayEUG und des GDVG entnehmen 
Sie bitte den beiden Landtagsdrucksachen 18/5860 und 18/8331, die Sie auf der Home-
page des Bayerischen Landtags unter 
https://www.bayern.landtag.de/dokumente/drucksachen/?dokumenten-art=Drucksache  
einsehen können. 
 
 
Zur BaySchO und AVBaySchFG:  
 
•  Im Anschluss an die o.g. Änderung des Art. 89 Abs. 1 Satz 3 Nr. 11 BayEUG wurde §  

    25 Abs. 1 Satz 1 BaySchO dahingehend geändert, dass die staatlichen Schulkonten    
    künftig zur finanziellen Abwicklung von entsprechenden Kostenbeiträgen im Rahmen  
    von sämtlichen Schulveranstaltungen im Sinne von Art. 30 BayEUG verwendet  
    werden können, d.h. es erfolgt eine Ausweitung der bisherigen Zwecke  
    „Schülerfahrten und ähnliche sonstige Schulveranstaltungen“.  
    Eine Abwicklung von Haushaltsmitteln über die staatlichen Schulkonten ist weiterhin  
    nicht möglich: Weder dürfen staatliche Haushaltsmittel, die der Freistaat Bayern den  
    Schulen in seiner Eigenschaft als Personalaufwandsträger zur Verfügung stellt, noch  
    kommunale Haushaltsmittel, die die Kommune den Schulen aufgrund ihrer Stellung als  
    Sachaufwandsträger gewährt, über das Konto abgewickelt werden.  
    Die Möglichkeit der Einrichtung von staatlichen Konten für weitere Gremien der Schule  
    ist von der Änderung nicht umfasst. Es bleibt bei den bisherigen Regelungen.  
    Die Möglichkeit der Einrichtung und des Weiterbetriebs von Konten des Sachauf-   
    wandsträgers für dieselben bzw. ähnliche Zwecke bleibt von der Gesetzesänderung  
    unberührt.  
 
•  § 37 Satz 2 Nr. 1 BaySchO wird um eine neue Regelung zur Aufbewahrung von  

    Schülerunterlagen ergänzt: Unterlagen, die die Schulgesundheitspflege gemäß Art. 80  
    BayEUG betreffen, fallen künftig unter Buchstabe o) und sind gemäß Art. 40 Satz 1 Nr.  
    2 BaySchO grundsätzlich für ein Jahr beginnend mit Ablauf desjenigen Schuljahres, in  
    dem die Schülerin oder der Schüler die Schule verlässt, aufzubewahren.  
 
•  Ohne von dem Grundsatz der Präsenzsitzung abzuweichen, wird der Einsatz digitaler  

    Hilfsmittel auch für die Beratung und Beschlussfassung in allen Gremien der Schule  

https://www.bayern.landtag.de/dokumente/drucksachen/?dokumenten-art=Drucksache
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    durch Ergänzung der BaySchO um den neuen § 18a eröffnet. Daraus erwächst kein  
    Anspruch auf Bereitstellung von Geräten für die Gremien durch den Schulaufwands-  
    träger (vgl. Art. 3 Abs. 2 Nr. 5 BaySchFG). Eine digitale Beratung/Beschlussfassung  
    setzt u.a. voraus, dass alle Mitglieder über eine – auch unter dem Aspekt der Daten- 
    sicherheit – geeignete Ausstattung verfügen, sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt  
    der Sitzung keine Kenntnis nehmen können und das eingesetzte elektronische Ver- 
    fahren nach Zweck, Umfang und Art den in Anlage 2 Abschnitt 7 geregelten Vorgaben  
    entspricht. Die Mindestvoraussetzungen an die Datensicherheit beim Einsatz von  
    Videokommunikationswerkzeugen, insbesondere beim Einsatz privater Endgeräte,  
    regelt das Staatsministerium durch Bekanntmachung.  
 
•  Der bisherige Verordnungswortlaut brachte bislang nicht eindeutig zum Ausdruck, dass  

   auch der Distanzunterricht eine verpflichtende Schulveranstaltung im Sinne des  
   BayEUG ist. Mit der Definition des Distanzunterrichts im neuen § 19 Abs. 4 BaySchO  
   wird dies nun klargestellt. Zugleich wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen     
   Distanzunterricht stattfinden darf. Insoweit darf darauf hingewiesen werden, dass die  
   GrSO bislang keine Regelung i.S.d. § 19 Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 BaySchO vorsieht.  
   Hieraus wird deutlich, dass die Schulpflicht an allgemeinbildenden Schulen auch  
   künftig grundsätzlich im Präsenzunterricht zu erfüllen ist.  
   Die konkrete Ausgestaltung des Distanzunterrichts hängt von den Ressourcen vor Ort  
   sowie den Voten der beteiligten Gremien ab. Grundsätzlich ist sicherzustellen, dass es  
   durch den Distanzunterricht nicht zur Benachteiligung Einzelner kommt. Nötigenfalls ist  
   durch schriftlichen oder telefonischen Austausch zu gewährleisten, dass alle Schüle-  
   rinnen und Schüler eine gleichwertige Teilnahmemöglichkeit erhalten. Im Übrigen wird  
   auf den Wortlaut des § 19 Abs. 4 BaySchO verwiesen. Die Mindestvoraussetzungen an  
   die Datensicherheit beim Einsatz von Videokommunikationswerkzeugen, insbesondere  
   beim Einsatz privater Endgeräte, regelt das Staatsministerium.  
 
•  Die Beaufsichtigung der Schülerinnen und Schüler durch die Schule ist   schulartüber- 

   greifend – und damit auch für die staatlichen Grundschulen – in § 22 BaySchO gere- 
   gelt. Für die Teilnahme am Distanzunterricht außerhalb der Schule wurde in § 22 Abs.  
   3 Satz 3 BaySchO klargestellt, dass die Aufsicht bei den Erziehungsberechtigten ver- 
   bleibt. In § 4 Abs. 1 AVBaySchFG wurde des Weiteren klargestellt, dass der Schul- 
   aufwandsträger die Schülerinnen und Schüler im Schulbus und während der Warte-    
   zeiten in der Schulanlage außerhalb des stundenplanmäßigen Unterrichts zu beauf- 
   sichtigen hat, wenn dies erforderlich ist; § 22 Abs. 2 Satz 1 BaySchO gilt entsprechend.  
 
 
Zur GrSO:  
 
Abschließend dürfen wir Sie noch darauf hinweisen, dass Sie insbesondere zur Zahl der 
Probearbeiten in der Jahrgangsstufe 4 und zu den Zeugnisformaten zeitnah gesonderte 
Informationen erhalten werden.  
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Zur Umsetzung des Masernschutzgesetzes:  
 
Personen, die am 01.03.2020 bereits ein Schulverhältnis an der Schule haben, sowie 
Personen, die am 01.03.2020 bereits an der Schule tätig sind, haben den Nachweis bis 
zum Ablauf des 31.07.2021 zu erbringen. Das Masernschutzgesetz ist einrichtungs-
bezogen, so dass jeder Einrichtungswechsel durch Schülerinnen und Schüler bzw. Per-
sonal die sofortige Vorlagepflicht auslöst.  
 
Die Änderungen des BayEUG durch Änderungsgesetz vom 24.07.2020 finden Sie im 
Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt (GVBl.) vom 31.07.2020 (GVBl. 2020 S. 
386), das Sie unter https://www.verkuendung-bayern.de/gvbl einsehen können.  
 
Die aktuellen Fassungen von BayEUG, BaySchO, GrSO und AVBaySchFG sind zudem 
wie gehabt auf unserer Homepage unter 
http://www.km.bay-ern.de/ministerium/recht.html abrufbar.  
 
  
In Auszügen: 
Bernhard Butz, Leitender Ministerialrat, Bayrisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 31.August 
2020 
 

 
 

Funktionslose Beförderung 2020  

 
Im Rahmen der funktionslosen Beförderungen konnten zum 01. November 2020 weitere 
Stellenhebungen erfolgen.  
 

✓ Mit den in dieser Runde zu befördernden 1100 Kolleginnen und Kollegen (700 

A12AZ, 400 A13), sind wir inzwischen bei insgesamt 26.000 nach A12 AZ und A13 
beförderten Lehrkräften an Grund- und Mittelschulen 

✓ 8 VZK Schulpsychologen von A 13+AZ nach A 14 

✓ etwa 400 Beförderungen für FL 

✓ etwa 100 Beförderungen für FöL 

 
Die entsprechenden Kriterien, die dann zu einer funktionslosen Beförderung führen sind 
an alle Schulen per OWA verschickt worden bzw. habe ich hier hineinkopiert. 
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Die Beförderungen erfolgen zum 1. November 2020 durch die jeweilige Bezirksregierung. 
Die oben dargestellten Kriterien gelten auch für die Beförderung von Grund- und Mittel-
schullehrkräften an Förderschulen. 
 
1 Für die Ermittlung des Durchschnitts werden die einzelnen Bewertungsstufen wie folgt 
umgerechnet: HQ = 1 BG = 2 UB = 3 VE = 4 HM = 5 MA = 6 IU = 7. 
 
2 UB-Fälle mit Durchschnitt 2,67 und besser können alle befördert werden, ohne dass 
zusätzliche Kriterien erfüllt sein müssen. 
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Die oben dargestellten Kriterien gelten auch für die Beförderung von Grund- und Mittel-
schullehrkräften an Förderschulen im ersten Beförderungsamt. Die obigen Beförderun-
gen erfolgen zum 1. November 2020 durch die jeweilige Bezirksregierung. 
 
1 Für die Ermittlung des Durchschnitts werden die einzelnen Bewertungsstufen wie folgt 
umgerechnet: HQ = 1 BG = 2 UB = 3 VE = 4 HM = 5 MA = 6 IU = 7.  
 
2 UB-Fälle mit Durchschnitt 2,67 und besser können alle befördert werden, ohne dass 
zusätzliche Kriterien erfüllt sein müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Kerstin Rehm, Personalratsvorsitzende im Schulamtsbezirk Freising 
 Seite 9 

  

Veränderte Leistungsnachweise/Zeugnisse ab dem Schuljahr 2020/21 
 
Endlich ist es soweit! Die Zeugnisformulare in der Grundschule (sollen noch vor Weih-
nachten kommen) werden an das laufende Schuljahr 2020/21 angepasst und die ent-
sprechenden Paragraphen in der Grundschulordnung (GrSO) geändert. Hier die Anpas-
sungen im Einzelnen: 
 

✓ Die Anzahl der Probearbeiten in der 4. Jahrgangsstufe bis zur Erstellung des 

      Übertrittszeugnisses wird auf 18 gesenkt. Die Einzelschule verteilt die 18 Probe-   
      arbeiten in pädagogischer Verantwortung auf die Fächer Deutsch, Mathematik 
      und HSU (Empfehlung D 10, M, 4, HSU 4). 
 

✓ Das Jahreszeugnis der Jahrgangsstufen 1 und 3 kann durch ein Lernentwick- 

      lungsgespräch (LEG) ersetzt werden. 
 

✓ Jahreszeugnis der Jahrgangsstufen 2, 3 und 4 sowie das Zwischenzeugnis bzw.   

      das LEG der Jahrgangsstufe 3 
• Es weist wie bisher die Ziffernnoten aus. 
• Die Bewertung des Sozialverhaltens sowie des Lern- und Arbeitsverhaltens 

    nach den in § 15 Abs. 2 Satz 2 GrSO genannten Stufen entfällt. 
• Für Aussagen zum Kompetenzerwerb in den Fächern steht den Lehrkräften 
  künftig ein Gesamttextfeld zur Verfügung, das sich der jeweiligen Textlänge 
  automatisch anpasst. Die Lehrkraft kann damit ihre unterrichtlichen Schwer-   
  punktsetzungen auch in den Zeugnisaussagen angemessen berücksichtigen. 
• Das Textfeld für die Aussagen zur individuellen Lernentwicklung passt sich 
  künftig ebenfalls der individuell gewählten Textlänge an.  
• Das Eintragungsfeld für ein ggf. erbrachtes zusätzliches Engagement der     
  Schülerinnen und Schüler weisen die Formulare künftig bedarfsgerecht aus.  
 

✓ Das Übertrittszeugnis in Jahrgangsstufe 4 wird dauerhaft „verschlankt“. Es enthält    

   ausschließlich Ziffernnoten in den Fächern Deutsch, Mathematik und HSU, die daraus   
   gebildete Durchschnittsnote und eine zusammenfassende Darstellung der   
   Übertrittseignung.  
 

Dienstpflicht und Teilzeitdeputat 
 
Die Teilzeit-Dienstpflicht ist geregelt in der Lehrerdienstordnung (LDO). Jedoch gibt es 
dazu ein weitergehendes Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 16.07.2015.  
 
In § 9a LDO heißt es: „Bei teilzeitbeschäftigten Lehrkräften soll der verminderte Umfang 
der Unterrichtspflichtzeit bei der Heranziehung zu Unterrichtsvertretungen und außerun-
terrichtlichen Verpflichtungen berücksichtigt werden, soweit dies mit päd. Erfordernissen 
vereinbar ist, die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt 
wird und schulrechtliche Bestimmungen nicht entgegenstehen.“  
 
Als außerunterrichtliche Verpflichtungen gelten: Vorbereitung des Schuljahres, Erledi-
gung von Verwaltungsgeschäften, Teilnahme an dienstlichen Besprechungen, Mitwir-
kung an Aus- und Fortbildungen, Weiterbildung, Planung, Durchführung und Evaluation 
von Maßnahmen im Rahmen der inneren Schulentwicklung, Zusammenarbeit mit ande-



Kerstin Rehm, Personalratsvorsitzende im Schulamtsbezirk Freising 
 Seite 10 

ren Schulen und Schularten, Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit den Erzie-
hungsberechtigten sowie der Kontakt zu den Ausbildenden, Arbeitgeber- und Arbeitneh-
mervertretern der Beschäftigungsbetriebe, Zusammenarbeit mit außerschulischen Part-
nern und Institutionen und auch die Mitgestaltung des Schullebens.  
 
Die Sollvorschrift der LDO verpflichtet die Schulleitung zur Berücksichtigung der Teilzeit-
arbeit bei der Verteilung von Unterrichtsvertretungen und außerunterrichtlichen Verpflich-
tungen! Allerdings hat sie bei einer Soll-Vorschrift auch im Einzelfall das Recht, hiervon 
abzuweichen und eine andere Entscheidung zu treffen!  
 
Das BVG-Urteil von 2015 verändert die Situation und macht aus der genannten Soll- 
Vorschrift aus der LDO eine Muss-Vorschrift:  
 
Die Schule muss die Teilzeitbeschäftigung einer Lehrkraft bei Vertretungen und bei au-
ßerunterrichtlichen Verpflichtungen berücksichtigen! So ist auch bei allen Konferenzen 
und Besprechungen von der Schulleitung zu prüfen, ob die Anwesenheit einer Teilzeit-
kraft wirklich notwendig ist, insbesondere dann, wenn kein unmittelbarer Zusammenhang 
mit dem erteilten Unterricht besteht. 
  
siehe auch https://www.schule-und-recht.bayern/  
 
 

Wechsel in die Private Krankenversicherung jetzt möglich 

 

Bei entsprechenden Vorerkrankungen bzw. bei Schwerbehinderten war es bisher 
schwierig, eine Private Krankenversicherung zu finden, die einen beihilfekonformen Tarif 
anbietet. Oft mussten sich diese Kolleginnen und Kollegen freiwillig bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichern und damit einen 100%-Tarif abschließen, was in der 
Regel zu sehr teuren Abschlüssen führte.  
 
In der Vergangenheit gab es für Kolleginnen und Kollegen beim Übertritt in das Beam-
tenverhältnis auf Probe und im letzten Jahr für die Beamtenanwärter die Möglichkeit, 
über die sog. Öffnungsklausel eine kostengünstige Private Krankenversicherung abzu-
schließen.  
Nun gibt es die einmalige Aktion auch nachträglich für Beamtinnen und Beamten, über 
die Sonder-Öffnungsaktion einen beihilfekonformen Tarif abzuschließen. In der Zeit vom 
1. Oktober 2020 bis zum 31. März 2021 ist es möglich, zu erleichterten Bedingungen 
aufgenommen zu werden:  
 
- keine Ablehnung aus Risikogründen  

- keine Leistungsausschlüsse  

- maximaler Zuschlag von 30% bei Vorerkrankungen  
 
Die Öffnungsklausel gilt auch für erstmals bei der Beihilfe berücksichtigungsfähige Ange-
hörige, also Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Kinder und Adoptivkinder. 
 

https://www.pkv.de/service/broschueren/verbraucher/oeffnungsaktion-der-pkv-fuer-
beamte-und-angehoerige/  

 

https://www.schule-und-recht.bayern/
https://www.pkv.de/service/broschueren/verbraucher/oeffnungsaktion-der-pkv-fuer-beamte-und-angehoerige/
https://www.pkv.de/service/broschueren/verbraucher/oeffnungsaktion-der-pkv-fuer-beamte-und-angehoerige/
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Beihilfe – Antragsfrist – komfortables Mitarbeiterportal  

 
Bitte beachten Sie: Die verlängerte Antragsfrist von drei Jahren gilt erst für ab 01. Januar 
2020 entstandene Aufwendungen! Entscheidend ist grundsätzlich das Rechnungsdatum! 
Für Aufwendungen, die bis zum 31. Dezember 2019 entstanden sind, gilt die einjährige 
Antragsfrist!  
 
Noch einmal ans Herz legen möchten wir Ihnen das Mitarbeiterportal Bayern 
(www.mitarbeiterportal.bayern.de). Auf diesem können nach erfolgreicher Registrierung 
Beihilfeanträge elektronisch ausgefüllt und entsprechende Belege digital übermittelt wer-
den. Weiterhin steht Ihnen eine Auskunft über den Bearbeitungsstand der Beihilfeanträge 
online zur Verfügung. Auch sind Bezügemitteilungen online abrufbar und archivierbar. 
Der Umgang mit dem Portal ist sehr bedienerfreundlich. 
 
Autor: Markus Erlinger, BLLV Mittelfranken in BLLV Info 08/2020, Stand Oktober 2020 
 

 

Höhergruppierung für VAs an den Grund- und Mittelschulen sowie 
Förderzentren 

 
Durch die Änderungen bei den allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen in der Entgeltordnung 
zum TV-L ergeben sich für Verwaltungsangestellte an Grund-/ Mittelschulen und Förder-
zentren Vorteile hinsichtlich einer höheren Eingruppierung (EG 4 → EG 5). 
 
Jeder kaufmännische Ausbildungsberuf mit dreijähriger Ausbildungszeit rechtfertigt nach 
dem KMS vom 25.05.2020 die Höhergruppierung. Ein Großteil der Verwaltungs-
angestellten kann einen solchen Beruf vorweisen. Dies kann beispielsweise eine ausge-
bildete Bürokauffrau bzw. -mann, Rechtsanwalts- oder Notarfachangestellte, Sozialversi-
cherungs- oder Verwaltungsfachangestellte sein. Auch wer eine verkürzte Ausbildungs-
zeit durchlaufen hat, kann in den Genuss der Höhergruppierung kommen.  
 
Für neu eingestellte VAs nach dem 31.12.2019 gilt die verbesserte Eingruppierung di-
rekt. 

Der ÖPR Freising konnte schon vier Höhergruppierungen unterschreiben. 
 

Kein fachfremder Einsatz für Fach- und Förderlehrer 
 

Immer wieder klagen Fachlehrerinnen und Fachlehrer darüber, dass sie fachfremd ein-
gesetzt werden. Hierzu hat nunmehr das Ministerium im KMS vom 29.06.2020 klar Stel-
lung bezogen: „Ein Einsatz von Fach- und Förderlehrern sowie von externem Personal 
außerhalb der eigenen Lehrbefähigung bzw. der vorgesehenen Aufgaben im bestehen-
den Beschäftigungsverhältnis ist auch weiterhin nicht möglich.“  
 
Die amtsangemessene Verwendung der Fachlehrkräfte ergibt sich zwingend aus dem 
Beamtengesetz und der Fachlehrerausbildungsverordnung. Auch eine freiwillige Bereit-
schaftserklärung einer Fachlehrkraft, fachfremd verwendet zu werden, ist rechtlich nicht 
möglich. 
 
Informationen Hans-Peter Etter, BLLV Rechtsabteilung, Stand Oktober 2020 

http://www.mitarbeiterportal.bayern.de/
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Anrechnung von Elternzeit sowie Zeiten der Beurlaubung nach Art. 89 
Abs. 1 Nr.1 BayBG (familienpolitische Beurlaubung) auf die Probezeit 

 
Nach KMS vom 13.07.2020 besteht seit 01.01.2020 die grundsätzliche Möglichkeit, eine 
Elternzeit oder eine familienpolitische Beurlaubung zur Betreuung eines Kindes während 
der Probezeit im Umfang von bis zu sechs Monaten anrechnen zu lassen.  
 
Voraussetzung für eine solche Anrechnung ist jedoch, dass der Zweck der Probezeit 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. Zweck der Probezeit ist die Feststellung, ob 
allen Anforderungen des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit dauerhaft Genüge getan 
werden kann. Um dies feststellen zu können, ist ein ausreichend langer Beobachtungs-
zeitraum notwendig. So wird z.B. eine Mindestprobezeit von zwölf Monaten, in denen die 
Beamtin bzw. der Beamte Dienst geleistet hat, als erforderlich angesehen. Im Ergebnis 
hängt die Anrechnung von Elternzeit oder Zeiten einer familienpolitischen Beurlaubung 
auf die Probezeit von einer Einzelfallbetrachtung ab. 
 
 

Steuerfreiheit für Leistungsprämien auf Grund der Corona-Krise 
 
Nach dem FMS vom 16.07.2020 ist eine mit der Corona-Krise begründete Leistungsprä-
mie an Beamtinnen und Beamte bzw. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer steuerfrei. 
Die Begründung ist in geeigneter Form zu dokumentieren. Die aufgrund der Corona-
Krise gewährten Leistungsprämien müssen bis zum 31.12.0220 ausbezahlt sein. Es ge-
nügt nicht, wenn die Prämie lediglich bis Jahresende bewilligt ist. 
 
 
 

Sie können sich jederzeit vertrauensvoll an 
Ihre Personalvertretung wenden!  

Wir haben Schweigepflicht, die Sie bei einer 
Beratung in Anspruch nehmen können. 

 
 
 

Bei Fällen einer Rechtsberatung gehen Sie 
zu Ihrem Lehrerverband! 

 
 
 
 
 
 



Kerstin Rehm, Personalratsvorsitzende im Schulamtsbezirk Freising 
 Seite 13 

 

Der Personalrat für die Grund- und Mittelschulen im 
Bereich des Staatlichen Schulamtes im  
Landkreis Freising (Externe Kontaktliste) 

 

Zusammensetzung des Personalrates (Stand: 01.08.2020) 

Vorstandsmitglieder:  

 

Vorsitzende: Kerstin Rehm (BLLV)  
Sprechstunden jederzeit nach Vereinbarung! 

                     
                                   Briefanschrift:                                          privat:  
                                   Staatliches Schulamt                                         Korbinianstraße 14 

                                   im Landkreis Freising                                    85386 Eching 

                                   Landshuter Straße  31                                                Tel.: 089/31907006 

                                   85350 Freising                                                   mobil: 0171/6078909 

                                                                                                              rehm1@gmx.de 

                                                                                                              rehm.kerstin@t-online.de   
                                                                                                      

                                                       

             
1. Stellvertretende    

    Vorsitzende 

Daniela Nager (BLLV) 

Marina-Thudichum-GS, Haag  

Pfarrer-Weingand-Straße 5, 85410 Haag 

Tel.: 08167/955833  

Eichlbrunnstraße 9 

85416 Langenbach 

Tel.: 08761/9569 

daniela.nager@gmx.de 
 

2. Stellvertretender 

    Vorsitzender 

 

Rudolf Weichs (BLLV) 

GS/MS Hallbergmoos  

Freiherr-v.-Hallberg-Platz 1, 85399 Hallbergmoos 

Tel.: 0811/541860 

Sudetenweg 8  

85375 Neufahrn  

Tel.: 08165/3253  

rudolf.weichs@t-online.de 
 

Weiteres 

Vorstandsmitglied 

Barbara Brandl (GEW) 

GS Langenbach 

Bahnhofstraße 4, 85416 Langenbach 

Tel.: 08761/9562 

brandlbarbara@aol.com 

 

Weitere Personalräte aus der Gruppe der Beamten: 

 
Personalrat Thomas Dittmeyer (BLLV) 

GS/MS Zolling 

Heilmaierstr.12, 85406 Zolling  

Tel.: 08167/69185-0   

tditt@t-online.de 

   

Personalrat Stefan Riedl (BLLV) 

MS Eching 

Danziger Straße 4, 85386 Eching 

Tel.: 089/3190100 

 

 

Pallottinerstraße 6 

85354 Freising 

mobil: 0174/2605164 

st.riedl@icloud.com 

   

Personalrätin Cathrin Kaufung (BLLV) 

MS Freising Paul-Gerhardt 

Düwellstraße 24, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5426000 

CathyKaufung@web.de  

   

mailto:rudolf.weichs@t-online.de
mailto:verwaltung@schule-zolling.de
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Personalrat Michael Mayer (BLLV)   

MS Zolling 

Heilmaierstraße 12, 85406 Zolling 

Tel.: 08167/691850 

fsschulsport@aol.com 

   

Personalrätin  Sandra Paretzke (BLLV) 

GS St. Korbinian 

Untere Hauptstraße 31, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5426000 

 

pasandra@web.de 

Personalrat Simon Pelczer (BLLV)  

MS Freising Paul Gerhardt 

Düwellstraße 24, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5426000 

simon.pelczer@web.de 

   

   
Weitere Personalräte aus der Gruppe der Arbeitnehmer: 
 

Personalrätin 

Stellvertretendes 

Vorstandsmitglied 

Ulrike Schwochau (BLLV) 

GS St. Lantbert 

Kepserstraße 4, 85356 Freising 

Tel. 08161/5428000 

ullischwo@web.de 

 

 

Vertrauenspersonen der 

Schwerbehinderten: 

1. Arthur Schmid (BLLV) 

Marina-Thudichum-GS, Haag  

Pfarrer-Weingand-Straße 5, 85410 Haag  

Tel.: 08167/955833 

mobil: 0170/6727505 

art.s_@t-online.de 

 

  

 

 

Ersatzmitglieder: 

BLLV 

1. Monika Janson (BLLV) 

GS/MS Allershausen 

Schulstraße 4, 85391 Allershausen 

Tel.: 08166/992890 

Schönmetzlerstraße 2a 

85354 Freising 

Tel.: 08161/144160 

monika.janson@freenet.de 

   

 2. Dagmar Kirmayer (BLLV) 

MS Zolling 

Heilmaierstraße 12, 85406 Zolling 

Tel.: 08167/691850 

dagmar.kirmayer@schule- 

zolling.de 

 

  

 

 

 

 

Ersatzmitglieder: 

GEW 

1. Heike Brandt (GEW) 

GS Vötting 

Hohenbachernstr. 30, 85354 Freising 

Tel.: 08161/5421000 

h.brandt@gs-

voetting.schulserver.de 

 
 

   
 2. Ulrike Berberich (GEW) 

MS Neufahrn Jo-Mihaly 

Galgenbachweg 30, 85375 Neufahrn 

Te.: 08165/64746 

 

 

 

mailto:pasandra@web.de
mailto:simon.pelczer@web.de
mailto:ullischwo@web.de
mailto:art.s_@t-online.de
mailto:dagmar.kirmayer@schule
mailto:h.brandt@gs-voetting.schulserver.de
mailto:h.brandt@gs-voetting.schulserver.de

